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AKTUELL

Interview mit Bernward Rümpker, Leiter des Integrationsfachdienstes (IFD) in Meppen 

„Es ist schwierig geworden, Behinderte zu vermitteln“
SoVD: Seit einem halben Jahr

ist Hartz IV in Kraft. Hat sich et-
was für die Arbeit des Integra-
tionsfachdienstes verändert?

Rümpker: Seitdem die Rege-
lungen im Zusammenhang mit
Hartz IV in Kraft sind, zieht
sich die Bundesagentur für Ar-
beit, die BA, immer mehr aus
der Vermittlung behinderter
Menschen zurück und stellt im-
mer weniger Mittel für die be-
rufliche Eingliederung zur Ver-
fügung. Auch behinderte Ju-
gendliche, die einen Ausbil-
dungsplatz suchen, werden
nicht unterstützt. 

SoVD: Können Sie bestätigen,
dass davon auch Berufsbil-
dungswerke oder Werkstätten
für behinderte Menschen be-
troffen sind?

Rümpker: Ja, es gibt von der
BA keine Mittel für eine über-
betriebliche Ausbildung zum
Beispiel in einem Berufsbil-
dungswerk. Für eine Eingliede-
rung in einer Werkstatt für
Menschen mit Behinderung
stellt die BA ebenfalls kein Geld
zur Verfügung. Früher zahlte
die BA bei Einstellung eines be-
hinderten Menschen an Arbeit-
geber einen Lohnkostenzu-

schuss, zum Beispiel für 18 Mo-
nate je nach Art und Schwere
der Behinderung bis zu 50 Pro-
zent. Das ist weggefallen. 

SoVD: Wie gestaltet sich die
Zusammenarbeit vor Ort mit
den zuständigen Arbeitsagen-
turen?

Rümpker: Die Reha-Berater
und Vermittler schwerbehin-
derter Menschen bei der Ar-
beitsagentur sind  an die Vor-
gaben der Bundesagentur ge-
bunden. Sie leiden unter der Si-
tua-tion, für behinderte Men-
schen keine Fördergelder zur
Verfügung zu haben. 

SoVD: Die Integrationsfach-
dienste wurden für die beson-
ders schwer zu vermittelnden
schwerbehinderten Menschen
gegründet. Könnten die IFD`s
dann nicht die Vermittlungs-
aufgabe der Arbeitsagenturen
übernehmen?

Rümpker: Im Prinzip ja. Das
Problem ist aber, dass die BA
nur noch Vermittlungsgut-
scheine ausgibt, mit denen die
arbeitssuchenden schwerbe-
hinderten Menschen zu uns
kommen. Damit sind jedoch die
Personal- und Bürokosten des

IFD Meppen nicht sicherzustel-
len. Bislang hat der IFD noch
vom Integrationsamt Mittel aus
der Ausgleichsabgabe erhalten.
Wenn es bei der Ankündigung
des Integrationsamtes bleibt,
sich im nächsten Jahr ebenfalls
aus der Finanzierung zurück-
ziehen, bedeutet das praktisch
das Aus des IFD. Allein aus den
Mitteln der Vermittlungsgut-
scheine kann sich der IFD nicht
finanzieren. 

Bernward Rümpker, Leiter des Integrationsfachdienstes Meppen

SoVD: Was glauben Sie, was ist
der Grund für die zögerliche
oder restriktive Bewilligungs-
praxis der Arbeitsagenturen,
der einem Rückzug beim ge-
setzlichen Vermittlungsauftrag
gleichkommt?

Rümpker: Die Vermittlung
schwerbehinderter Menschen
in den allgemeinen Arbeits-
markt ist personal- und zeit-
aufwendig und in Zeiten hoher

Das Essen war so bunt und reichhaltig wie die Themen – Gespräche über Familie und Politik im Mittelpunkt

Arbeitslosigkeit besonders
schwierig. Aus diesem Grunde
wurden ja auch die Integrati-
onsfachdienste ins Leben geru-
fen, die diesen hohen Vermitt-
lungs- und Betreuungsauf-
wand leisten sollten und kön-
nen. Ich vermute, die BA will
sich nur noch um die Fälle
kümmern, in denen eine Ver-
mittlung schnell erfolgverspre-
chend ist. 

SoVD: Wie verhält sich das
Land Niedersachsen in dieser
schwierigen Situation?

Rümpker: Das Land Nieder-
sachsen hat in den letzten Jah-
ren immer Sonderprogramme
für schwerbehinderte Men-
schen aufgelegt, um Arbeitge-
berinnen und Arbeitgeber zu
motivieren, schwerbehinderte
Menschen einzustellen. Das 
Neunte Sonderprogramm lief
bis zum 31. Dezember 2004. In
den vergangenen Jahren war es
immer so, dass die Sonderpro-
gramme in der ersten Jahres-
hälfte fortgeschrieben wurden.
Seit Ende Januar warten wir
auf das zehnte Sonderpro-
gramm. Es ist auch von der
Landesregierung angekündigt
worden, aktuell tut sich jedoch
nichts. MJ/som

Netzwerk
aus runden 

Tischen
Durch die Fenster im SoVD-

Haus in Hannover lugten die
ersten Sonnenstrahlen des Ta-
ges, als sich etwa 25 Frauen
zum gemeinsamen netzwerk-
übergreifenden Frühstück des
SoVD Niedersachsen trafen.
Das Wetter war symbolisch für
die Atmosphäre, denn die Idee
des Landesfrauenausschusses,
sich einmal in dieser Form zum
lockeren Austausch mit Frauen
aus Politik, Verwaltung und
Wissenschaft zu treffen, erwies
sich als ein voller Erfolg. „Das
machen wir jetzt jedes Jahr!“,
versprach Landesfrauenspre-
cherin Elisabeth Wohlert – und
alle, die es hörten, stimmten ihr
begeistert zu. 

Das Essen war so bunt und
reichhaltig wie die Ge-
sprächsthemen. Außer Bana-
nen, Äpfeln, Birnen, Melonen,
Erdbeeren, geschrotetem Ge-
treide und verschiedenen Kä-
sesorten gab es auch eine def-
tige Wurstplatte und selbstge-
backenen Kuchen. Den inhalt-
lichen Schwerpunkt der Veran-
staltung setzte Elisabeth Wohl-

ert gleich zu Beginn mit ihrem
Impulsreferat, in dem sie auf
aktuelle Themen der Frauen-
und Sozialpolitik Bezug nahm.
Insbesondere kritisierte sie
noch einmal die Abschaffung
der Frauenbeauftragten in Nie-
dersachsen sowie die Auswir-
kungen von Hartz IV, die zu we-
nig aus Frauensicht überprüft
und dokumentiert würden. An
den liebevoll gedeckten Ti-
schen bildeten sich dann immer
neue Frauenrunden mit einer
immer neuen Themenvielfalt. 

„Geklönt“ wurde über die
aktuelle politische Situation in
Deutschland und in Nieder-

sachsen, über Ausbildung und
Beruf, über Kinder, (Ehe-)
Männer und die Verbandsar-
beit im SoVD. 

Die frauenpolitischen Spre-
cherinnen der Fraktionen im
Niedersächsischen Landtag,
Ursula Helmhold (Bündnis
90/Die Grünen), Marie-Luise
Hemme (SPD) und Gabriele Ja-
kob (CDU) brachten ihre
Standpunkte ohne parteipoliti-
sches Kalkül mit ein – dies wur-
de als sehr angenehm empfun-
den.

Das erste Frauenfrühstück im
SoVD-Haus in Hannover hat
allen Beteiligten sichtlich viel

Spaß gemacht. Alle waren sich
einig, dass sie weiterhin ihre
soziale und politische Kompe-
tenz einbringen wollen – in Zu-
kunft noch besser vernetzt,
denn alle Frauen haben die
gleichen Ziele. 

Dies zeigt auch die Blitzum-
frage, die der SoVD Nieder-
sachsen während des Früh-
stücks gestartet hat: Unabhän-
gig von Alter und Beruf waren
sich alle einig, dass die Verein-
barkeit von Job und Familie so-
wie Karrierechancen von Frau-
en aktuelle Themen bleiben, die
eine aktive Frauenpolitik er-
fordern. som

Ursula Helmhold, „Grüne“ Landtagsab-
geordnete: „Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit, neue Strukturen in der Kinderbe-
treuung.“

Gabriele Jakob, CDU-Landtagsabgeord-
nete: „Es wäre wunderbar, wenn sich
noch mehr Frauen in der Politik enga-
gieren würden.“

Saskia Stammwitz, Jusos: „Es muss mehr
Gleichberechtigung bei den beruflichen
Aufstiegschancen geben.“

Isolde Saalmann, SPD-Landtagsabge-
ordnete: „Beruf und Kinder müssen end-
lich vernünftig miteinander zu vereinba-
ren sein.“

Ulrike Ernst, Volkshochschule: „Frauen
haben heute bessere Schulabschlüsse als
Männer. Das muss genutzt werden!“


